Be: 
Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preuß iſchen Staaten. 


— Nr. 4. — 


— —— — — 


(Nr. 2791.) Patent die ftändifchen Einrichtungen betreffend. Vom 3. Februar 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 
Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: ’ 
Seit dem Antritt Unferer Regierung haben Wir der Entwickelung der 
1 9 Verhaͤltniſſe Unſeres Landes ſtets Unſere beſondere Sorgfalt zuge— 
wendet. a 
Wir erkennen in dieſer Angelegenheit eine der wichtigſten Aufgaben des 
von Gott Uns verliehenen Königlichen Berufs, in welchem Uns das zwiefache 
Ziel vorgeſteckt iſt: die Rechte, die Wuͤrde und die Macht der Uns von Un— 
ſeren Vorfahren ruhmreichen Andenkens vererbten Krone unverſehrt Unſeren 
Nachfolgern in der Regierung zu bewahren, zugleich aber auch den getreuen 
Staͤnden Unſerer Monarchie diejenige Wirkſamkeit zu verleihen, welche, im Ein— 
klang mit jenen Rechten und den eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſen Unſerer Mo- 
narchie, dem Vaterlande eine gedeihliche Zukunft zu ſichern, geeignet iſt. 
Im Hinblick hierauf haben Wir, fortbauend auf den von Unſeres in 
Gott ruhenden Herrn Vaters Majeſtaͤt gegebenen Geſetzen, namentlich auf der 
Verordnung uͤber das Staatsſchuldenweſen vom 17. Januar 1820. und auf 
dem Geſetze wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde vom 5. Juni 1823. be⸗ 
ſchloſſen, was folgt: 
1) So oft die Beduͤrfniſſe des Staates entweder neue Anleihen, oder die 
Einfuͤhrung neuer, oder eine Erhoͤhung der beſtehenden Steuern erfordern 
moͤchten, werden Wir die Provinzialſtaͤnde der Monarchie zu einem 
Vereinigten Landtage um Uns verſammeln, um fuͤr Erſtere die durch 
die Verordnung uͤber das Staatsſchuldenweſen vorgeſehene ſtaͤndiſche 
Mitwirkung in Anſpruch zu nehmen und zu Letzterer Uns ihrer Zuſtim— 
mung zu verſichern. 5 
2) Den Vereinigten ftändifchen Aus ſchuß werden Wir fortan periodifch zu⸗ 
ſammenberufen. Er 
3) Dem Vereinigten Landtage und in deſſen Vertretung dem Vereinigten 
ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe uͤbertragen Wir: i 
a) in Beziehung auf den ſtaͤndiſchen Beirath bei der Geſetzgebung die⸗ 
jenige Mitwirkung, welche den Provinzialſtaͤnden durch das Geſetz 
Jahrgang 1847. (Nr. 2791-2792.) 6 vom 


Ausgegeben zu Berlin den 3. Februar 1847. 


— 1. 


vom 5. Juni 1823. $. III. Nr. 2., fo lange keine allgemeine ftändi- 
ſche Verſammlungen Statt finden, beigelegt war; 

b) die durch das Geſetz vom 17. Januar 1820. vorgeſehene ſtaͤndiſche 
Mitwirkung bei der Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden, 
ſoweit ſolche nicht der ſtaͤndiſchen Deputation fuͤr das Staatsſchulden⸗ 
weſen uͤbertragen wird; 

c) das Petitionsrecht uͤber innere, nicht blos provinzielle Angelegenheiten. 

ne dies nach näherer Vorſchrift der Verordnungen vom heuti— 
gen Tage: 
uͤber die Bildung des Vereinigten Landtages, 

uͤber die periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten ſtaͤndiſchen Aus— 

ſchuſſes und deſſen Befugniſſe, und 

uͤber die Bildung einer ſtaͤndiſchen Deputation fuͤr das Staatsſchul— 

denweſen. 

Indem Wir ſonach uͤber die Zuſagen Unſeres Hoͤchſtſeeligen Herrn Vaters 
Majeſtaͤt hinaus, die Erhebung neuer, ſowie die Erhoͤhung der beſtehenden 
Steuern an die, im Weſen deutſcher Verfaſſung begruͤndete Zuſtimmung der 
Staͤnde gebunden und dadurch Unſeren Unterthanen einen beſonderen Beweis 
Unſeres Königlichen Vertrauens gegeben haben, erwarten Wir mit derſelben 
Zuverſicht auf ihre ſo oft erprobte Treue und Ehrenhaftigkeit, mit welcher Wir 
den Thron Unſerer Vaͤter beſtiegen haben, daß ſie Uns auch bei dieſem wich— 
tigen Schritte getreulich zur Seite ſtehen und Unſere — nur auf des Vater⸗ 
landes Wohl gerichteten — Beſtrebungen nach Kraͤften unterſtuͤtzen werden, 
damit denſelben unter Gottes gnaͤdigem Beiſtande das Gedeihen nicht fehle. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847. 


Friedrich Wilhelm. 


(Nr. 27920 Verordnung uͤber die Bildung des Vereinigten Landtages. Vom 3. Februar 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 
verordnen, nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsminiſteriums, im Ver⸗ 


folg Unſeres, die ſtaͤndiſchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen 
Tage, uͤber die Bildung des Vereinigten Landtages, wie folgt: 


$. 1. 

Wir werden die acht Provinziallandtage Unſerer Monarchie zu einem 
Landtage vereinigen, ſo oft dazu nach Inhalt Unſeres vorerwaͤhnten Patents 
vom heutigen Tage ein Beduͤrfniß eintritt, oder wenn Wir es außerdem wegen 
beſonders wichtiger Landes angelegenheiten für angemeſſen erachten. = 

eber 


we BE en 


Ueber den Ort der Verſammlung des Vereinigten Landtages und deren 
Dauer, ſowie uͤber die Eroͤffnung und die Schließung derſelben, werden Wir 
fuͤr jeden einzelnen Fall beſondere Beſtimmung treffen. 


33 

Wir ertheilen den Prinzen Unſeres Koͤniglichen Hauſes, ſobald ſie nach 
Vorſchrift Unſerer Hausgeſetze die Großjaͤhrigkeit erreicht haben, Sitz und 
Stimme im Stande der Fuͤrſten, Grafen und Herren auf dem Vereinigten 
Landtage. Außerdem bilden den Herrenſtand deſſelben: die zu den Provinzial⸗ 
Landtagen berufenen vormaligen deutſchen Reichsſtaͤnde (Fuͤrſten und Grafen), 
die Schleſiſchen Fuͤrſten und Standesherren und alle mit Virilſtimmen begab- 
ten, oder an Kollektioſtimmen betheiligten Stifter, Fuͤrſten, Grafen und Herren 
der acht Provinziallandtage. 9 

Die Prinzen Unferes Hauſes konnen für einzelne Verhinderungsfaͤlle 
einen anderen Prinzen des Hauſes mit Fuͤhrung ihrer Stimmen durch eine 
von Uns zu genehmigende Vollmacht beauftragen. Ya; 

Von den übrigen Mitgliedern des Herrenſtandes ſteht denjenigen, welche 
ſich auf den Provinziallandtagen durch Bevollmaͤchtigte vertreten laſſen duͤrfen, 
dieſe Befugniß in gleicher Weiſe auch fuͤr den Vereinigten Landtag zu. 

In Anſehung der Organiſation und Verſtaͤrkung des Herrenſtandes be— 
halten Wir Uns weitere Entſchließung vor. 


ei 
Die Abgeordneten der Ritterſchaft, der Staͤdte und Landgemeinden der 
acht Provinzen Unſerer Monarchie erſcheinen auf dem Vereinigten Landtage in 
gleicher Zahl, wie auf den Provinziallandtagen. 


$. 4. 

Dem Vereinigten Landtage uͤbertragen Wir die im Artikel II. der Ver⸗ 
ordnung uͤber das Staatsſchuldenweſen vom 17. Januar 1820. vorbehaltene 
ſtaͤndiſche Mitwirkung bei Staatsanleihen, und ſollen demgemaͤß neue Darlehne, 
für welche das geſammte Vermögen und Eigenthum des Staats zur Sicher: 
heit beſtellt wird (Artikel III. der Verordnung vom 17. Januar 1820.), fortan 


nicht anders, als mit Zuziehung und unter Mitgarantie des Vereinigten Land: 
tages aufgenommen werden. 


H. 5. 
Wenn neue Darlehne von der im F. 4. bezeichneten Art zur Deckung 
des Staatsbeduͤrfniſſes in Friedenszeiten beſtimmt ſind, ſo werden Wir 
ſolche, ohne Zuſtimmung des Vereinigten Landtages, nicht aufnehmen laſſen. 


$. 6. 

Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder bereits ausgebrochenen 
Krieges zur Beſchaffung des nöthigen außerordentlichen Geldbedarfs die in 
Unſerem Staatsſchatze und ſonſt vorhandenen Reſervefonds nicht ausreichen 
und deshalb Darlehne aufgenommen werden muͤſſen, die Einberufung des Ver⸗ 

(Nr. 2792.) 5“ einige 


—  - 


einigten Landtages aber von Uns in Beruͤckſichtigung der obwaltenden politi⸗ 
ſchen Verhaͤltniſſe nicht zuläjjig befunden werden ſollte, fo ſoll bei Aufnahme 
jener Darlehne die ſtaͤndiſche Mitwirkung durch Zuziehung der Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen erſetzt werden. 

Den zu dem gedachten Zwecke unter Zuziehung dieſer Deputation auf— 
genommenen Darlehnen ſteht ebenfalls diejenige Sicherheit zu, welche im Ar- 
tikel II. der Verordnung vom 17. Januar 1820. den Staatsſchulden bei⸗ 
gelegt iſt. 305 


Iſt ein Darlehn in der im K. 6. bezeichneten Weiſe aufgenommen, ſo 
werden Wir, ſobald Wir das Hinderniß der Berufung des Vereinigten Land⸗ 
tages fuͤr beſeitigt erachten, denſelben zuſammenberufen und ihm den Zweck und 
die Verwendung des Darlehns nachweiſen laſſen. 


$. 8. 
Außerdem hat der Vereinigte Landtag: 

a) nach Artikel IX. der Verordnung vom 17. Januar 1820. Uns die Kan⸗ 
didaten für die bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden erledigten 
Stellen vorzuſchlagen, und 

b) nach Artikel XIII. derſelben Verordnung die Rechnungen der Haupt— 
Verwaltung der Staatsſchulden auf Grund der durch die Deputation 
für das Staatsſchuldenweſen zu bewirkenden vorläufigen Prüfung abzu⸗ 
nehmen und Uns mittelſt beſonderer Gutachten zur Decharge vorzulegen. 

Wenn der Vereinigte Landtag nicht verſammelt iſt, werden dieſe Geſchaͤfte durch 
den Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuß beſorgt. 


8 

Ohne die Zuſtimmung des Vereinigten Landtages werden Wir die Ein— 
fuͤhrung neuer Steuern oder eine Erhoͤhung der beſtehenden Steuerſaͤtze weder 
im Allgemeinen, noch in einer einzelnen Provinz anordnen. 

Von dieſer Beſtimmung bleiben jedoch die Eingangs-, Ausgangs- und 
Durchgangszoͤlle, ſowie diejenigen indirekten Steuern ausgenommen, deren Saͤtze, 
Erhebung oder Verwaltung den Gegenſtand einer Uebereinkunft mit anderen 
Staaten bilden; auch hat jene Beſtimmung auf die Domainen und Regalien, 
ohne Unterſchied, ob die Verfügungen darüber die Einkuͤnfte oder die Subſtanz 
betreffen, ſowie auf Abgaben zu Provinzial-, Kreis- oder Kommunalzwecken 
keine Beziehung. 

$. 10. 


Fuͤr den Fall eines Krieges behalten Wir Uns vor, außerordentliche 
Steuern ohne die Zuſtimmung des Vereinigten Landtages auszuſchreiben, wenn 
Wir deſſen Zuſammenberufung in Beruͤckſichtigung der obwaltenden politiſchen 
Verhaͤltniſſe nicht zulaͤſſig befinden ſollten. In dieſem Falle werden Wir aber, 
ſobald es die Umſtaͤnde geftatten, ſpaͤteſtens ſogleich nach Beendigung des Krie— 
ges, dem Vereinigten Landtage den Zweck und die Verwendung der erhobenen 
außerordentlichen Steuern nachweiſen laſſen. 

§. 11. 


1 


§. 11. 


Wird der Vereinigte Landtag zu einer der in den HF. 4. bis 10. bezeich⸗ 
neten Angelegenheiten einberufen, ſo ſollen demſelben jederzeit der Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat und eine Ueberſicht des Staatshaushaltes für die Zeit von einer Ver⸗ 
ſammlung zur anderen zur Information vorgelegt werden. - 

Die Feſtſtellung des Haupt⸗Finanzetats, ſowie die Beſtimmung uͤber die 
Verwendung der Staatseinnahmen und der dabei ſich ergebenden Ueberſchuͤſſe 
zu den Beduͤrfniſſen und zur Wohlfahrt des Landes, verbleibt ein ausſchließen⸗ 
des Recht der Krone. 


$. 1,2; 


Wir behalten Uns vor, den nach dem Geſetze vom 5. Juni 1823, er⸗ 
forderlichen ſtaͤndiſchen Beirath zu den Geſetzen, welche Veraͤnderungen in Per— 
ſonen⸗ und Eigenthumsrechten, oder andere, als die im F. 9. bezeichneten Ver: 
änderungen in den Steuern zum Gegenſtande haben, wenn dieſe Geſetze die 
ganze Monarchie oder mehrere Provinzen betreffen, in dazu geeigneten Faͤllen 
von dem Vereinigten Landtage zu erfordern, welcher denſelben mit voller recht- 
licher Wirkung zu geben befugt ift. 

Sollten Wir Uns bewogen finden, ſtaͤndiſchen Beirath uͤber ſolche Aen— 
derungen der ſtaͤndiſchen Verfaſſung zu erfordern, welche nicht, als die Ver— 
faſſung einer einzelnen Provinz betreffend, von dem Landtage dieſer Provinz 
zu berathen ſind, ſo werden Wir ein ſolches Gutachten nur von dem Vereinig⸗ 
ten Landtage einfordern und bleiben dieſem alle auf dergleichen Aenderungen 
bezuͤgliche ſtaͤndiſche Verhandlungen ausſchließend vorbehalten. 


$. 13. 


Dem Vereinigten Landtage ſteht das Recht zu, Uns Bitten und Be— 
ſchwerden vorzutragen, welche innere Angelegenheiten des ganzen Staats oder 
mehrerer Provinzen betreffen, wogegen Bitten und Beſchwerden, welche allein 
570 Intereſſe der einzelnen Provinzen betreffen, den Provinziallandtagen ver— 

eiben. 


$. 14. 


Wenn der Vereinigte Landtag uͤber eine Propoſition wegen Aufnahme 
neuer Staatsanleihen (F. 5.) oder wegen Einfuͤhrung neuer Steuern oder Er— 
hoͤhung der beſtehenden Steuerfäße (F. 9.) zu beſchließen hat, ſo tritt der 
Herrenſtand mit den uͤbrigen Standen zu gemeinſchaftlicher Berathung und 
Beſchlußnahme zuſammen. In allen andern Fällen erfolgt auf dem Vereinig⸗ 
ten Landtage die Berathung und die Abſtimmung des Herrenſtandes in abge— 
ſonderter Verſammlung. 


$. 15. 


Jedem Mitgliede des Herrenſtandes ſteht auf dem Vereinigten Landtage 
eine volle Stimme zu. Wenn jedoch nach F. 14. der gegenwartigen Verord⸗ 
nung der Herrenſtand mit den übrigen Ständen zu Einer Verſammlung ſich 

(Nr. 2792.) ver⸗ 


— 


vereinigt, ſo gebuͤhrt den, dem Herrenſtande des Vereinigten Landtages ange⸗ 
hoͤrenden Theilnehmern an Kuriat- und Kollektivſtimmen nur diejenige Stimmen: 
zahl, die ihnen auf den Provinziallandtagen zuſteht. 


$. 16. 


Die Beſchluͤſſe werden in der Regel durch Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bitten und Beſchwerden duͤrfen nur dann zu Unſerer Kenntniß gebracht 
werden, wenn fie in beiden Verſammlungen (in der Verſammlung des Herren— 
ſtandes und in der Verſammlung der Abgeordneten der Ritterſchaft, der 
Städte und Landgemeinden) berathen find, und ſich in jeder derſelben minde— 
ſtens zwei Drittheile der Stimmen dafuͤr ausgeſprochen haben. 

Wenn die gedachten beiden Verſammlungen oder eine derſelben bei Be— 
gutachtung eines Geſetzes ſich gegen das Geſetz oder einzelne Beſtimmungen 
deſſelben mit einer geringeren, als der oben bezeichneten, Majoritaͤt erklaͤren, 
jo ſoll auch die Anſicht der Minoritaͤt zu Unſerer Kenntniß gebracht werden. 


$. 17. 


Hält bei einem Gegenſtande, in Hinſicht deſſen das Intereſſe der ver- 
ſchiedenen Staͤnde oder Provinzen gegen einander geſchieden iſt, ein Stand, 
oder eine Provinz durch einen nach Vorſchrift des F. 16. zu Stande gekom⸗ 
menen Beſchluß ſich verletzt, ſo findet eine Sonderung in Theile Statt, ſobald 
e. Mehrheit von zwei Drittheilen dieſes Standes oder dieſer Provinz es 
verlangt. 

In ſolchem Falle berathet jener Stand oder jene Provinz fuͤr ſich be— 
ſonders und giebt ein beſonderes Votum oder Gutachten ab; die daraus her⸗ 
1 Meinungsverſchiedenheit wird demnaͤchſt Uns zur Entſcheidung vor— 

elegt. 

9955 Auch fuͤr andere Faͤlle behalten Wir Uns vor, von jedem der Vier 
Staͤnde oder jeder der Acht Provinzen des Vereinigten Landtages, wenn Wir 
es fir angemeſſen erachten, abgeſonderte Gutachten zu erfordern. 


$. 18. 


Fuͤr den Herrenſtand des Vereinigten Landtages ſowohl, wie fuͤr die 
Verſammlung der Abgeordneten des Ritterſtandes, der Staͤdte und Land⸗ 
gemeinden werden Wir einen beſonderen Marſchall ernennen, welcher die Ge— 
ſchaͤfte zu leiten und in den Verſammlungen den Vorſitz zu fuͤhren hat. Jeder 
dieſer beiden Marſchaͤlle wird in Verhinderungsfaͤllen durch einen, in gleicher 
Weiſe zu ernennenden Vize-Marſchall vertreten. 

Wenn nach H. 14. der gegenwärtigen Verordnung der Herrenſtand mit 
den übrigen Ständen zu einer Verſammlung ſich vereinigt, fo gebührt die Ge⸗ 
ſchaͤftsleitung und der Vorſitz dem Marſchall oder Vize-Marſchall des Her— 
renſtandes. 5 


§. 19. 
Der Vereinigte Landtag ſteht mit den Kreisſtaͤnden, Gemeinden und ans 


deren Koͤrperſchaften, ſowie mit den in ihm vertretenen Ständen und einzelnen 


Per⸗ 


a 
Perſonen in keinerlei Gefchäftsverbindung und dürfen dieſelben den Abgeordneten 
weder Inſtruktionen noch Auftraͤge ertheilen. 
$. 20. 
Bitten und Beſchwerden duͤrfen bei dem Vereinigten Landtage von An⸗ 
deren, als von Mitgliedern deſſelben weder angebracht noch zugelaſſen werden. 
§. 21. 


Bitten und Beſchwerden, welche von Uns einmal zuruͤckgewieſen worden 
ſind, duͤrfen nicht von der naͤmlichen Verſammlung und ſpaͤterhin auch nur 
dann erneuert werden, wenn dazu neue Gruͤnde ſich ergeben. 


. W. 

Bei allen Berathungen des Vereinigten Landtages oder einzelner Stände 
oder Provinzen deſſelben (IS. 14. bis 17.) koͤnnen Unſere Staatsminiſter und 
außerdem diejenigen Unſerer Beamten, welchen Wir dazu fuͤr die Dauer ſolcher 
Verſammlungen oder fuͤr einzelne Sachen Auftrag ertheilen, gegenwartig fein, 
und, ſo oft ſie es noͤthig finden, das Wort verlangen. An den Abſtimmungen 


nehmen dieſelben keinen Theil, ſofern ſie nicht als Mitglieder des Vereinigten 
Landtages dazu berechtigt ſind. 


$. 23. 


Der Geſchaͤftsgang auf dem Vereinigten Landtage wird durch ein von 
Uns zu vollziehendes Reglement geordnet werden. 5 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847. 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 


v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Ühden. Freiherr v. Canitz. 
v. Duͤesberg. 


(Nr. 27922793.) (Nr, 2793.) 


ze A 


(Nr. 2793.) Verordnung über die periodiſche Zufammenberufung des Vereinigten ſtaͤndiſchen 
Ausſchuſſes und deſſen Befugniſſe. Vom 3. Februar 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ı dc. 


verordnen, nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsminiſteriums, im Ver— 
folg Unſeres, die ſtaͤndiſchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen 
Tage, uͤber die periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten ſtaͤndiſchen Aus— 
ſchuſſes und deſſen Befugniſſe, wie folgt: 


Du: 2 


Die ſtaͤndiſchen Ausſchuͤſſe der Provinziallandtage treten zum Vereinigten 
ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe in der ihnen durch die Verordnungen vom 21. Juni 
1842. gegebenen Einrichtung zuſammen. 

Die vormals reichsunmittelbaren Fuͤrſten in der Provinz Weſtphalen, ſo 
wie die in der Rheinprovinz, find berechtigt, aus ihrer Mitte je zwei Mitglie⸗ 
der zu dem Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe abzuordnen, welche an deſſen 
Verhandlungen in Perſon oder durch Bevollmaͤchtigte aus Mitgliedern des 
Herrenſtandes des Vereinigten Landtages Theil nehmen können. Außerdem 
ſoll dem Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe aus jeder der Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern und Poſen ein von und aus den zu Viril- oder Kol 
leftioftimmen berechtigten Mitgliedern des erſten Standes zu waͤhlender Ab⸗ 

eordneter hinzutreten. Fuͤr die Provinz Pommern nimmt der Fuͤrſt zu Put⸗ 
us, ſo lange derſelbe der einzige Berechtigte der angegebenen Art bleibt, dieſe 
Stelle ohne Wahl ein. 

Die Wahl der uͤbrigen Ausſchußmitglieder erfolgt auf dem Vereinigten 
Landtage nach Maaßgabe der Verordnungen vom 21. Juni 1842. durch die 
Vertreter der einzelnen Provinzen, in der Zwiſchenzeit von einem Vereinigten 
Landtage zum anderen aber, wie bisher, auf jedem Provinziallandtage. 


$. 2. 

Der Vereinigte ftändifche Ausſchuß wird, ſo oft ein Beduͤrfniß dazu 
eintritt, laͤngſtens aber vier Jahre nach dem Schluſſe der jedesmaligen letzten 
Verſammlung deſſelben, oder, wenn inzwiſchen ein Vereinigter Landtag Statt 
Ae hat, innerhalb derſelben Friſt nach dem Schluſſe des Letzteren von Uns 
einberufen. 


§. 3. 

Den nach dem allgemeinen Geſetze wegen Bildung der Provinzialſtaͤnde 
vom 5. Juni 1823. erforderlichen ſtaͤndiſchen Beirath zu den Geſetzen, welche 
Veraͤnderungen in Perſonen- und Eigenthumsrechten, oder andere, als die im 
$. 9. der Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des Vereinigten 
Landtages bezeichneten Veraͤnderungen in den Steuern zum Gegenſtande haben, 

d werden 


_ u. — 


werden Wir, wenn dieſe Geſetze die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen 
betreffen, der Regel nach von dem Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe erfordern 
und ertheilen demſelben hierdurch die Befuͤgniß, ſolchen mit voller rechtlicher 
Wirkung abzugeben. Die Vorſchrift im Artikel III. Nr. 2. des angefuͤhrten 
Geſetzes findet durch gegenwaͤrtige Beſtimmung ihre Erledigung. 

Wie Wir aber in der, die Bildung des Vereinigten Landtages betreffen⸗ 
den Verordnung vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, auch von die— 
ſem dergleichen Gutachten in dazu geeigneten Fällen zu erfordern, fo wollen 
Wir Uns gleichfalls vorbehalten, Geſetze der erwaͤhnten Art, welche die ganze 
Monarchie oder mehrere Provinzen betreffen, ausnahmsweiſe auch den Provin⸗ 
ziallandtagen zur Begutachtung vorzulegen, wenn dies aus beſonderen Grün: 
den, namentlich der Beſchleunigung wegen, raͤthlich erſcheinen moͤchte. 


H. 4. 

Der Vereinigte ſtaͤndiſche Ausſchuß hat in Vertretung des Vereinigten 
Landtages die im H. 8. Unſerer Verordnung vom heutigen Tage uͤber die Bil— 
dung des Vereinigten Landtages bezeichneten, das Staatsſchuldenweſen betref— 
fenden Geſchaͤfte zu beſorgen. 


$. 5. ' 

Das Petitionsrecht ſteht dem Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe in dem— 
ſelben Umfange jr wie dem Vereinigten Landtage. Ausgenommen hiervon 
bleiben jedoch alle Antraͤge, welche Veraͤnderungen in der ſtaͤndiſchen Ver⸗ 
faſſung bezwecken. 


$. 6. 

Sollten Wir Uns bewogen finden, dem Vereinigten ſtaͤndiſchen Aus: 
ſchuſſe Mittheilungen uͤber den Staatshaushalt zu machen, ſo ſollen dieſerhalb 
die Vorſchriften des $. 11. der Verordnung über die Bildung des Vereinigten 
Landtages volle Anwendung finden. 


8 
Die Leitung der Geſchaͤfte und den Vorſitz auf dem Vereinigten ſtaͤn⸗ 
diſchen Ausſchuſſe fuͤhrt ein von Uns zu ernennender Marſchall, welcher in 


Verhinderungsfaͤllen durch einen in gleicher Weiſe zu ernennenden Vizemar⸗ 
ſchall vertreten wird. 


$. 8. 


Der Vereinigte ſtaͤndiſche Ausſchuß berathſchlagt als eine ungetheilte 
Verſammlung. Die Beſchluͤſſe in demſelben werden, der Regel nach, durch 
einfache Stimmenmehrheit gefaßt. f 

Bitten und Beſchwerden duͤrfen nur dann zu Unſerer Kenntniß gebracht 
n wenn ſich mindeſtens Zwei Drittheile der Stimmen dafuͤr ausgeſpro— 

aben. 

Wenn der Vereinigte ſtaͤndiſche Ausſchuß ſich bei der Begutachtung eines 
Geſetzes gegen das Geſetz oder einzelne Beſtimmungen deſſelben mit einer ge⸗ 
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ringeren, als der oben bezeichneten Majorität erklaͤrt, fo ſoll auch die Anſicht 
der Minoritaͤt zu Unſerer Kenntniß gebracht werden. 
5.9, 
Die Provinziallandtage dürfen den einzelnen Ausſchuͤſſen keine Inſtruk⸗ 
tionen und Auftraͤge fuͤr den Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuß ertheilen. 
0 


Die Vorſchriften der H. 17., 19., 20., 21. 92, und 23. der Verord⸗ 
nung vom heutigen Tage uͤber die Bildung des Vereinigten Landtages finden 
auch auf den Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuß volle Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 


v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Ühden. Freiherr v. Canitz. 
v. Duͤesberg. 


(Nr. 2794.) 
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(Fr. 2794.) Verordnung über die Bildung einer ſtaͤndiſchen Deputation fir das Staats⸗ 
ſchuldenweſen. Vom 3. Februar 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsminiſteriums, im Ver⸗ 
folg Unſeres, die ſtaͤndiſchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen 
Tage, über die Bildung einer ſtaͤndiſchen Deputation für das Staatsſchulden— 
weſen, wie folgt: 


8. 1. 

Zur Ausuͤbung der im F. 6. der Verordnung vom heutigen Tage tiber 
die Bildung des Vereinigten Landtages vorbehaltenen Mitwirkung bei der Auf⸗ 
nahme von Staatsanleihen fuͤr Kriegszeiten, ſowie zur fortlaufenden ſtaͤndiſchen 
Mitwirkung bei der Verzinſung und Lilgung der Staatsſchulden, ſoll 

eine ſtaͤndiſche Deputation fuͤr das Staatsſchuldenweſen 
gebildet werden. ü 

§. 2. 


Dieſe Deputation beſteht aus acht Mitgliedern, von denen aus jeder der 
acht Provinzen eines von den Ständen dieſer Provinz und zwar jedesmal auf 
die Dauer von ſechs Jahren zu waͤhlen iſt. Die Wahl geſchieht auf dem 
Vereinigten Landtage, in der Zwiſchenzeit von einem Vereinigten Landtage zum 
andern aber auf den einzelnen Provinzial-Landtagen nach Vorſchrift des Re⸗ 
glements uͤber das Verfahren bei ſtaͤndiſchen Wahlen vom 22. Juni 1842. 
Sie darf nur auf Perſonen gerichtet werden, welche Mitglieder des betreffen⸗ 
den Landtages ſind. Wenn einer der Gewaͤhlten dieſe Eigenſchaft vor Ablauf 
der ſechsjaͤhrigen Wahlperiode verliert, ſo ſcheidet derſelbe auch aus der De— 
putation aus. Wird jedoch ſein Ausſcheiden dadurch herbeigefuͤhrt, daß er 
nicht wieder zum Landtags⸗Abgeordneten gewaͤhlt worden, ſo bleibt er bis zum 
naͤchſten Landtage Mitglied der Deputation. 6 2 

Fuͤr jedes Mitglied der Deputation werden zwei Stellvertreter gewählt, 
deren einer daſſelbe in Behinderungsfaͤllen, ſowie im Falle eines in der Zwiſchen— 
Kr von einem Landtage zum andern eintretenden Abganges zu erſetzen hat. 
Wegen der Wahl dieſer Stellvertreter gelten die hinſichtlich der wirklichen 
Mitglieder ertheilten Vorſchriften. 


$. 3. 


„Die Mitglieder der Deputation werden bei ihrer Einberufung auf die 
Erfuͤllung der ihnen obliegenden Pflichten vereidet. 


$. 4. 

Zum Wirkungskreiſe der Deputation gehören, außer der ihr im H. 6, 
der Verordnung uͤber die Bildung des Vereinigten Landtages uͤbertragenen 
Mitwirkung bei Aufnahme von Kriegsanleihen, folgende Geſchaͤfte: g 

(Nr. 2794.) 1) Die 
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1) Die Deputation hat nach Vorſchrift des Artikels XIV. der Verordnung 
vom 17. Januar 1820. benen Sa mit der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden die eingeloͤſeten Staatsſchulden-Dokumente in Verſchluß 
zu nehmen und deren Depoſition beim Kammergericht zu bewirken. 

2) Sie hat die Jahresrechnung uͤber die Verzinſung und Tilgung der 
Staatsſchulden, nachdem dieſelbe zuvor von der e Rechen mmer 
revidirt worden, zu pruͤfen und das daruͤber von dem Vereinigten Land⸗ 
tage oder dem Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe, bei deſſen naͤchſtem 
Zuſammentritte nach Artikel XIII. der Verordnung vom 17. Januar 
1820. an Uns zu erſtattende Gutachten vorzubereiten. 

3) Sie iſt befugt, bei Gelegenheit ihrer Verſammlungen außerordentliche 
Reviſionen der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe und der Kontrolle der 
Staatspapiere vorzunehmen. 


$. 5. 
Die Deputation fuͤr das Staatsſchuldenweſen wird regelmaͤßig einmal 
im Jahre, außerdem aber, ſo oft das Bedurfniß es erfordert, zufammenberu- 
fen; die Einberufung geſchieht durch den Miniſter des Innern. 


$. 6. 

5 Die Deputation erwaͤhlt bei ihrem jedesmaligen Zuſammentritte aus 
ihrer Mitte einen Vorſitzenden, welcher dem Miniſter des Innern angezeigt 
werden muß. 

Zu einem guͤltigen Beſchluſſe der Deputation iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens fuͤnf Mitgliedern erforderlich. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Ühden. Freiherr v. Canitz. 
v. Duͤesberg. 


